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Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)  
 
Vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576 - VORIS 20300 -) (1)    
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Auszug aus  
Erster Teil Grundlagen der Kommunalverfassung 
§ 8 NKomVG – Gleichstellungsbeauftragte  
 
(1) 1 Kommunen, die nicht Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden sind, haben eine Gleichstellungs-
beauftragte zu bestellen. 2 Die Gleichstellungsbeauftragten der Gemeinden und Samtgemeinden mit 
mehr als 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern, der Landkreise und der Region Hannover sind 
hauptberuflich mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit zu beschäftigen. 
 
(2) 1 Die Vertretung entscheidet über die Berufung und Abberufung der hauptberuflich beschäftigten 
Gleichstellungsbeauftragten; für die Abberufung ist die Mehrheit der Mitglieder der Vertretung 
erforderlich. 2 Betreffen die in § 107 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 Halbsatz 1 genannten 
Beschlüsse Beschäftigte, die das Amt der Gleichstellungsbeauftragten hauptberuflich innehaben oder 
hierfür vorgesehen sind, so ist ausschließlich die Vertretung zuständig. 3 Der Hauptausschuss kann eine 
ständige Stellvertreterin der hauptberuflich beschäftigten Gleichstellungsbeauftragten bestellen; die 
Bestellung weiterer Stellvertreterinnen ist für abgegrenzte Aufgabenbereiche zulässig. 4 Die Gleich-
stellungsbeauftragte soll vor der Bestellung gehört werden. 5 Ist eine ständige Stellvertreterin nicht 
bestellt, so soll der Hauptausschuss eine andere Beschäftigte mit der Wahrnehmung der Geschäfte 
beauftragen, wenn die Gleichstellungsbeauftragte voraussichtlich länger als sechs Wochen an der 
Ausübung ihres Amtes gehindert ist; die Amtszeit der vorübergehenden Stellvertreterin endet zu dem 
Zeitpunkt, an dem die Gleichstellungsbeauftragte ihre Tätigkeit wiederaufnimmt. 
 
(3) In Samtgemeinden und in Gemeinden, in denen die Gleichstellungsbeauftragte nicht hauptberuflich 
tätig ist, regelt die Vertretung durch Satzung die Berufung und Abberufung der Gleichstellungs-
beauftragten sowie deren Stellvertretung; die Regelungen sollen dem Absatz 2 entsprechen. 
 
(4) 1 Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern erhalten 
jährlich vom Land einen finanziellen Ausgleich für die Beschäftigung hauptberuflicher Gleichstellungs-
beauftragter in Höhe von insgesamt 1 620 140 Euro; abweichend von Halbsatz 1 beträgt im Jahr 2016 
die Höhe des finanziellen Ausgleichs 270 023,33 Euro. 2 Satz 1 gilt nicht für kreisfreie Städte, die 
Landeshauptstadt Hannover, die Stadt Göttingen und große selbständige Städte. 3 Der Betrag nach 
Satz 1 wird auf die Gemeinden und Samtgemeinden zu gleichen Teilen aufgeteilt; er wird zum 
20. Juni eines jeden Jahres ausgezahlt. 4 Die §§ 19 und 20 Abs. 1 Sätze 1 und 2, Abs. 2 Sätze 1 und 2 
des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzausgleich (NFAG) gelten entsprechend. 
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§ 9 NKomVG – Verwirklichung der Gleichberechtigung  
 
(1) 1 Die Absätze 2 bis 6 gelten für hauptberuflich beschäftigte Gleichstellungsbeauftragte. 2 Ist die 
Gleichstellungsbeauftragte nicht hauptberuflich tätig, so regelt die Vertretung die Aufgaben, Befugnisse 
und Beteiligungsrechte der Gleichstellungsbeauftragten durch Satzung. 3 Die Regelungen sollen den 
Absätzen 2 bis 6 entsprechen. 
 
(2) 1 Die Gleichstellungsbeauftragte soll dazu beitragen, die Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
zu verwirklichen. 2 Sie wirkt nach Maßgabe der Absätze 4 und 5 an allen Vorhaben, Entscheidungen, 
Programmen und Maßnahmen mit, die Auswirkungen auf die Gleichberechtigung der Geschlechter und 
die Anerkennung der gleichwertigen Stellung von Frauen und Männern in der Gesellschaft haben. 3 Die 
Gleichstellungsbeauftragte kann zur Verwirklichung der in Satz 1 genannten Zielsetzung Vorhaben und 
Maßnahmen anregen, die Folgendes betreffen: 
 

1. die Arbeitsbedingungen in der Verwaltung,  
2. personelle, wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten des öffentlichen Dienstes der Kommune 

oder  
3. bei Gemeinden und Samtgemeinden Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft, bei 

Landkreisen und der Region Hannover Angelegenheiten im gesetzlichen Aufgabenbereich.  
 
4 Die Vertretung kann der Gleichstellungsbeauftragten weitere Aufgaben zur Förderung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern übertragen. 5 Die Gleichstellungsbeauftragte kann der 
Vertretung hierfür Vorschläge unterbreiten. 
 
(3) 1 Die Gleichstellungsbeauftragte ist unmittelbar der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem 
Hauptverwaltungsbeamten unterstellt. 2 Bei der rechtmäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben ist sie nicht 
weisungsgebunden. 
 
(4) 1 Die Gleichstellungsbeauftragte kann an allen Sitzungen der Vertretung, des Hauptausschusses, der 
Ausschüsse der Vertretung, der Ausschüsse nach § 73, der Stadtbezirksräte und der Ortsräte 
teilnehmen. 2 Sie ist auf ihr Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung zu hören. 3 Die Gleichstellungs-
beauftragte kann verlangen, dass ein bestimmter Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung der 
Sitzung der Vertretung, des Hauptausschusses, eines Ausschusses der Vertretung, des Stadtbezirks-
rates oder des Ortsrates gesetzt wird. 4 Widerspricht sie in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbereich 
berühren, einem Beschlussvorschlag des Hauptausschusses, so hat die Hauptverwaltungsbeamtin oder 
der Hauptverwaltungsbeamte die Vertretung zu Beginn der Beratung auf den Widerspruch und seine 
wesentlichen Gründe hinzuweisen. 5 Satz 4 ist auf Beschlussvorschläge, die an den Hauptausschuss, 
den Jugendhilfeausschuss, die Stadtbezirksräte und die Ortsräte gerichtet sind, entsprechend anzu-
wenden. 6 Die Gleichstellungsbeauftragte ist auf Verlangen der Vertretung verpflichtet, Auskunft über ihre 
Tätigkeit zu geben; dies gilt nicht für Angelegenheiten, die der Geheimhaltung nach § 6 Abs. 3 Satz 1 
unterliegen. 
 
(5) 1 Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte hat die Gleichstellungsbeauftragte 
in allen Angelegenheiten, die den Aufgabenbereich der Gleichstellungsbeauftragten berühren, rechtzeitig 
zu beteiligen und ihr die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 2 Dies gilt insbesondere in Personalan-
gelegenheiten. 3 Die Gleichstellungsbeauftragte ist in dem für die sachgerechte Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben erforderlichen Umfang berechtigt, die Akten der Kommunalverwaltung einzusehen. 4 Personal-
akten darf sie nur mit Zustimmung der betroffenen Beschäftigten einsehen. 
 
(6) Die Gleichstellungsbeauftragte kann die Öffentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs 
informieren. 
 
(7) 1 Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte berichtet der Vertretung 
gemeinsam mit der Gleichstellungsbeauftragten über die Maßnahmen, die die Kommune zur Umsetzung 
des Verfassungsauftrags aus Artikel 3 Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung, die Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern zu verwirklichen, durchgeführt hat, und über deren Auswirkungen. 2 Der Bericht 
ist der Vertretung jeweils nach drei Jahren, beginnend mit dem Jahr 2004, zur Beratung vorzulegen. 
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